
 

 

 

Die Überbrückungshilfe III richtet sich an Unternehmen, Soloselbstständige sowie selbständige 
Freiberufler*innen mit einem jährlichen Umsatz bis zu 500 Millionen Euro (im Folgenden der Einfach-
heit halber „Unternehmen“). Antragsberechtigt sind: 

· Unternehmen, direkt oder indirekt im jeweiligen Monat von den verschiedenen bundesweiten Schlie-
ßungsentscheidungen betroffen sind – also insbesondere diejenigen Unternehmen, die seit dem 2. 
November bzw. dem 16. Dezember 2020 geschlossen sind. 

· Unternehmen, die zwar nicht direkt geschlossen wurden, aber dennoch in den Monaten der umfas-
senden Schließungen erhebliche Umsatzeinbußen erleiden. 

· Unternehmen, die bereits 2020 deutliche Umsatzeinbrüche zu verzeichnen hatten, also ebenfalls 
unter den wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie leiden, und deren Umsatzeinbrüche sich 
nun 2021 fortsetzen. 

Je nach Betroffenheit gibt es unterschiedliche Voraussetzungen für die Antragsberechtigung: 

(1) Für den Dezember 2020 sind zum einen alle Unternehmen antragsberechtigt, die von den bun-
desweiten Schließungen ab dem 16. Dezember 2020 direkt betroffen sind und dabei im Dezember 
2020 einen Umsatzeinbruch von mindestens 30 Prozent im Vergleich zum Dezember 2019 erleiden. 
Dies betrifft insbesondere den Einzelhandel, aber auch die körpernahen Dienstleistungen, wie Friseure. 
Zum anderen sind Unternehmen förderfähig, die zwar nicht unmittelbar schließen mussten, aber einen 
sehr starken Geschäftsbezug zu den direkt geschlossenen Unternehmen haben. Sie sind als indirekt 
Betroffene ebenfalls antragsberechtigt. Als indirekt betroffen gelten alle Unternehmen, die nachweis-
lich und regelmäßig 80 Prozent ihrer Umsätze mit direkt von den staatlichen Schließungen betroffenen 
Unternehmen erzielen. Dies gilt etwa für einen Hersteller von Bohrmaschinen, der hauptsächlich Bau-
märkte beliefert, die seit dem 16. Dezember 2020 geschlossen sind. 

Die betroffenen Unternehmen erhalten die Hilfe für den Monat Dezember 2020. 

(2) Ab dem 1. Januar 2021 sind alle Unternehmen antragsberechtigt, die von den bundesweiten 
Schließungen ab dem 2. November und 16. Dezember 2020 direkt oder (im oben genannten 
Sinne) indirekt betroffen sind und einen Umsatzeinbruch von mindestens 30 Prozent erleiden. 
Sollte es 2021 zu bundesweiten Schließungen weiterer Branchen kommen, wären auch diese Unter-
nehmen im jeweiligen Schließungsmonat antragsberechtigt. 

Die betroffenen Unternehmen erhalten die Hilfe für jeden Monat des Jahres 2021, in welchem sie von 
einer bundesweiten staatlichen Schließungsanordnung erfasst sind. 

(3) Für November und Dezember 2020 sowie alle Monate im ersten Halbjahr 2021, in denen es 
bundesweite Schließungen gibt, sind außerdem diejenigen Unternehmen antragsberechtig, die in 



 

dem Monat der bundesweiten Schließungsanordnungen mehr als 40 Prozent Umsatzeinbußen im 
Vergleich zum entsprechenden Monat des Jahres 2019 erleiden. 

Die betroffenen Unternehmen erhalten die Hilfe für jeden Monat zwischen November 2020 und Juni 
2021, in welchem es bundesweite Schließungen gab und ein entsprechender Umsatzeinbruch erlitten 
wurde. 

(4) Schließlich sind für die Monate Dezember 2020 bis Juni 2021 diejenigen Unternehmen antragsbe-
rechtigt, die entweder 

· einen Umsatzeinbruch von mindestens 50 Prozent in zwei zusammenhängenden Monaten im 
Zeitraum April bis Dezember 2020 gegenüber den jeweiligen Vorjahresmonaten erlitten haben oder 

· einem Umsatzeinbruch von mindestens 30 Prozent im Durchschnitt in den Monaten April bis  
Dezember 2020 gegenüber dem Vorjahreszeitraum aufweisen. 

Die betroffenen Unternehmen können die Hilfe für den gesamten Zeitraum Dezember 2020 bis Juni 
2021 beantragen, sofern im jeweiligen Monat ein Umsatzeinbruch von mindestens 30 Prozent vorlag. 

Die Höhe der Zuschüsse bemisst sich jeweils an der Höhe des Umsatzausfalls in dem Monat, für den 
die Förderung beantragt wird. 

 

Wie hoch ist die Überbrückungshilfe? 

Die monatlichen Zuschüsse zu den Fixkosten sind gedeckelt. Der Maximalbetrag pro Monat beträgt 
für direkt und indirekt von den bundesweiten Schließungen betroffene Unternehmen 500.000 Euro pro 
Monat der Schließung (oben Nummer 1 und 2). Für alle anderen Unternehmen liegt die Förderhöchst-
summe bei 200.000 Euro im Monat (oben Fälle 3 und 4). 

Die Höhe der Zuschüsse orientiert sich am Rückgang des Umsatzes im Vergleich zum entsprechenden 
Monat des Jahres 2019. Dabei gilt: je höher der Umsatzausfall im Vergleich zu der Zeit vor der Pande-
mie, desto höher die Überbrückungshilfe. Bei einem Umsatzausfall von weniger als 30 Prozent im Ver-
gleich zum entsprechenden Monat 2019 wird keine Förderung gezahlt. Im Übrigen gelten folgende För-
derstufen: 

· bei einem Umsatzrückgang von 30 bis 50 Prozent: 40 Prozent der förderfähigen Fixkosten 

· bei einem Umsatzrückgang von 50 Prozent bis 70 Prozent: 60 Prozent der förderfähigen Fixkosten 

· bei einem Umsatzrückgang von mehr als 70 Prozent werden 90 Prozent der förderfähigen Fixkosten 
gezahlt. 

Soloselbstständige können alternativ zur Fixkostenerstattung für den Zeitraum Dezember 2020 bis 
Juni 2021 eine einmalige Betriebskostenpauschale – „Neustarthilfe“ – in Höhe von 25 Prozent des Ver-
gleichsumsatzes im Jahr 2019 bis maximal 5.000 Euro bekommen. 

Für junge Unternehmen, die zwischen dem 1.8.2019 und 30.4.2020 gegründet worden sind, gilt als 
Vergleichszeitraum für Umsatzverluste das dritte Quartal 2020. Für den spezifischen Zugang zur Un-
terstützung für November beziehungsweise Dezember 2020 können solche jungen Unternehmen als 
Vergleichsumsatz den Monatsumsatz im Oktober 2020 oder den monatlichen Durchschnittsumsatz seit 
Gründung in Ansatz bringen. 

 

  



 

Welche Kosten sind förderfähig? 

Um das Verfahren möglichst unbürokratisch und einfach auszugestalten, gibt es einen Musterkatalog 
fixer Kosten, die berücksichtigt werden können. Diese werden baldmöglichst auf der Internet-
seite www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de aufgeführt und erläutert. 

Zu den förderfähigen Fixkosten zählen unter anderem 

· Mieten und Pachten 

· Finanzierungskosten und ähnliche Kosten, die nicht umsatzabhängig sind (Kosten für Auszubildende 
oder Grundsteuern) 

· Aufwendungen für Personal, das Kurzarbeit nicht nutzen kann (Pauschale in Höhe von 20 Prozent 
der übrigen förderfähigen Fixkosten) 

· Modernisierungs-, Renovierungs- und Umbaumaßnahmen zur Umsetzung von Hygienekonzepten 
bis zu 20.000 Euro 

· Abschreibungen von Wirtschaftsgütern bis zu 50 % 

· Marketing- und Werbekosten (maximal in Höhe der entsprechenden Ausgaben im Jahr 2019) 

Die Aufwendungen für diese fixen Kosten werden entsprechend der Fördersätze mit bis zu 90 Prozent 
und maximal 500.000 Euro für direkt und indirekt von den staatlichen Schließungen erfassten Unter-
nehmen für jeden Monat der Schließungen bezuschusst. Für alle anderen Unternehmen liegt die 
Höchstfördersumme bei 200.000 Euro pro Monat. 

Für ganz besonders von der Corona-Krise betroffene Branchen werden weitere Kosten anerkannt. Dies 
betrifft Soloselbstständige, die Reisebranche (Reisebüros und Reiseveranstalter) sowie die Kultur- und 
Veranstaltungswirtschaft. 

 

Wie werden Anträge gestellt? 

Die Antragstellung wird elektronisch durch Steuerberater*innen, Wirtschaftsprüfer*innen, vereidigte 
Buchprüfer*innen oder Rechtsanwält*innen über die Überbrückungshilfe-Plattform erfolgen. Diese 
Form hat sich bewährt, da sie verhältnismäßig einfach ist und gleichzeitig Missbrauch erschwert. Bei 
der Antragsstellung werden die voraussichtliche Höhe des Umsatzeinbruchs sowie der voraussichtli-
chen erstattungsfähigen Fixkosten von den prüfenden Dritten bestätigt. 

Soloselbstständige werden bis zu einem Betrag von 5.000 Euro unter Nutzung ihres von der Steuerer-
klärung bekannten ELSTER-Zertifikats direkt – also ohne Beauftragung zum Beispiel einer Steuerbera-
terin oder eines Steuerberaters – Anträge stellen können. 

 

 

 

 



 

 


